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Sozialgericht Hamburg 

Urteil 

Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

Prozessbevollmächtigte(r): 
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- Kläger -

-Rechtssekretäre bei der DGB Rechtsschutz GmbH . 
Besenbinderhof 60 
20097 Hamburg 

g e g e n

- Beklagte -

hat die Kammer 44 des Sozialgerichts Hamburg aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 
25. November 2020 durch
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Die Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 06.10.2017 in Gestalt 

des Widerspruchsbescheides vom 17.10.2017 verurteilt, dem Kläger Arbeitslo­

sengeld nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen zu gewähren. 

Die Beklagte hat dem Kläger die notwendigen außergerichtlichen Kosten zu er­
statten. 

Tatbestand 

Streitig ist, ob die Beklagte den Antrag auf Arbeitslosengeld (ALG) ablehnen durfte, we.il der 

Kläger die Anwartschaftszeit nicht erfüllt hat. 

Der 1981 geborene Kläger beantragte nach persönlicher Arbeitsuchendmeldung am 

28.7.2017 mit Wirkung zum 1.8.2017 ALG. Er gab hierzu an, in der Zeit vom 26.7.2017 bis 

1.9.2017 arbeitsunfähig krankgeschrieben zu sein. Vom 1.4.2004 bis 30.9.2013 habe er stu­

diert; er habe an der HAW den Masterstudiengang Next Media mit einer wöchentlichen Stun­

denzahl von 10 absolviert. In den letzten fünf Jahren vor Antragstellung habe er vom 

1.8.2009 bis 23.12.2013 eine selbständige Tätigkeit ausgeübt, $Si vom 10.2.2014 bis 

31.5.2014 als Onlineredakteur bei der Firma ... GmbH und in der Zeit vom 1.8.2016 bis 

31.7.2017 als Webdesigner bei der Firma H. tätig gewesen. Das Beschäftigungsverhältnis 

bei der Firma H. (im Folgenden: Arbeitgeber) endete durch Kündigung des Arbeitgebers 

vom.29.6.2017 zum 31.7.2017. In der Arbeitsbescheinigung vom 2.10.2017 gab der 

Arbeitgeber u.a. an, der Kläger habe in den Monaten März und April 2017 insgesamt 

1582,50 € brutto erzielt und in den Monaten Mai und Juni 2017 insgesamt 870 €. Es habe 

sich nicht um eine unwiderrufliche Freistellung durch den Arbeitgeber mit tat­sächlicher 

Weiterzahlung des Arbeitsentgelts gehandelt; die vereinbarte durchschnittliche re­gelmäßige 

Arbeitszeit von mindestens 10 Stunden habe sich in den letzten .42 Monaten des 

Beschäftigungsverhältnisses nicht geändert. Die AOK bescheinigte dem Kläger Versiche­

rungszeiten vom 26.7.2017 bis 23.8.2017. 

Die Beklagte lehnte den Antrag durch Bescheid vom 6.10.2017 ab, da der Kläger in den letz­

ten zwei Jahren vor dem 25.8.2017 weniger als zwölf Monate versicherungspflichtig gewe­

sen und die Anwartschaftszeit nicht erfüllt habe. Der Widerspruch blieb erfolglos und wurde 

durc:h Widerspruchsbescheid vom 17.10.2017 als unbegründet zurückgewiesen. Anspruch 

auf ALG habe, wer u.a. die Anwartschaftszeit erfüllt habe. Die Anwartschaftszeit erfülle, wer 

in der Rahmenfrist mindestens zwölf Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestan-
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den habe. Dabei entspreche ein Monat 30 Kalendertagen und zwölf Monate 360 Kalenderta­

gen. Die Rahmenfrist betrage zwei Jahre und beginne mit dem Tag vor der Erfüllung aller 

sonstigen Voraussetzungen für den Anspruch auf ALG. Der Kläger erfülle die sonstigen An­

spruchsvoraussetzungen am 25.8.2017. Die Rahmenfrist umfasse daher die Zeit vom 

25.8.2017 bis 24.8.2017. Innerhalb der Rahmenfrist seien nur 304 Kalendertage zu berück­

sichtigen, in denen der Kläger versicherungspflichtig gewesen sei. Der Kläger habe zwar. 

Beiträge zur Arbeitsförderung entrichtet. Es komme aber nicht darauf an, ob Beiträge entrich-

. tet (oder zu Unrecht nicht entrichtet) worden seien, sondern darauf, ob die 
. 

Beschäftigung
. 
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v�rsicherungspflichtig gewesen sei. Die Beschäftigung sei aber in den Monaten März 2017 

bis Mai 2017 nur geringfügig und damit versicherungsfrei gewesen. Dem Kl�ger stehe es 

frei, bei der Krankenkasse die Beitragserstattung zu beantragen. Der Kläger habe daher die 

Anwartschaftszeit nicht erfüllt, weil er nicht mindestens zwölf Monate in einem Versiche­

rungspflichtverhältnis gestanden habe. Er habe deshalb keinen Anspruch auf ALG. 

Hiergegen richtet sich die am 17.11.2017 eingereichte Klage, mit welcher der Kläger weiter­

hin die Bewilligung von ALG begehrt. Der Arbeitsvertrag bei der Firma H. GmbH habe eine 

Arbeitszeit von mindestens 10 Stunden in der Kalenderwoche vorgesehen. Der Arbeit­

geber habe aber wegen nicht aufrechterhaltener Vorwürfe trotz erbrachter Arbeitsleistung 

und Abgabe des Stundenzettels den Lohn für den Monat März 2017 zurückgehalten und erst 

nach einem Gespräch am 10.4.2017 mit dem Aprillohn ausgezahlt, weswegen die Lohnab­

rechnung für den April 2017 105,50 Stunden ausweise. Im Monat Mai 2017 habe der Kläger 

aufgrund der betriebsbedingten Kündigung nicht mehr arbeiten können; dieser Lohn sei erst 

mit der Lohnabrechnung für Juni 2017 ausgezahlt worden. In der anschließenden Kündi­

gungsschutzklage hätten die Arbeitsvertragsparteien einen Prozessvergleich geschlossen. 

Entgegen der Auffassung der Beklagten liege keine geringfügige Beschäftigung vor. Eine 

solche setze voraus, dass das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig im Monat 

450 € nicht übersteige; was nicht der Fall gewesen sei. Hierzu hat er den Arbeitsvertrag vom 

1.8.2016 eingereicht, wonach der Kläger im Rahmen eines Abrufarbeitsvertrags als Webde­

signer/PA-Berater eingestellt werde (§ 1 des Arbeitsvertrages). In dem Arbeitsvertrag war 

auszugsweise geregelt: 

„Abrufarbeitsvertrag 

§ 3 Arbeitszeit

Die zeitliche Verteilung und der tägliche Arbeitsbeginn orientieren sich an den betrieblichen 
Erfordernissen. 

Der Arbeitgeber legt die Arbeitszeiten jeweils spätestens am Ende einer Woche für die 
darauf folgende Woche fest. 












